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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 28. August 1952 über die 
Rechtsstellung der auf Grund des Nordatlantikvertrages errich- 
teten internationalen militärischen Hauptquartiere und zu den 
dieses Protokoll ergänzenden Vereinbarungen (Gesetz zum 
Protokoll über die NATO-Hauptquartiere und zu den Ergän- 
zungsvereinbarungen) 

— Drucksache V/4255 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 236. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. Juni 1969 dem Aus- 
wärtigen Ausschuß federführend zur Beratung über- 
wiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 25. Juni 1969 abschließend behandelt. 

Die zur Ratifizierung anstehenden Protokolle und 
Vereinbarungen betreffen die Rechtsstellung der 
sechs NATO-Hauptquartiere mit zur Zeit 4900 
Militär- und Zivilpersonen im Bundesgebiet. Es 
handelt sich im einzelnen um den Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zu dem von den Mitglied- 
staaten der NATO am 28. August 1952 vereinbarten 
Protokoll über die Rechtsstellung der auf Grund des 
Nordatlantikvertrages errichteten internationalen 
militärischen Hauptquartiere und um ein Ergän- 
zungsabkommen, durch das sichergestellt wird, daß 
das Personal in den NATO-Hauptquartieren die 
gleiche Rechtsstellung genießt, welche den Mitglie- 
dern der Stationierungsstreitkräfte auf Grund des 
NATO-Truppenstatuts und der zusätzlichen Verein- 
barungen zusteht. Eine solche Gleichstellung dieser 
beiden Personengruppen erscheint wegen der hier 
bestehenden engen menschlichen und räumlichen 
Kontakte, aber auch aus fiskalischen und verwal- 


tungstechnischen Gründen geboten. Das Ergänzungs- 
abkommen enthält ferner zahlreiche Bestimmungen 
verwaltungstechnischer Art, durch die das Verhält- 
nis der NATO-Hauptquartiere zu deutschen Behör- 
den näher geregelt wird. 

In zwei weiteren Übereinkommen, die mit be- 
stimmten Mitgliedstaaten der NATO abgeschlossen 
worden sind, werden die Voraussetzungen geregelt, 
unter denen Liegenschaften der Stationierungsstreit- 
kräfte einem NATO-Hauptquartier zur Benutzung 
überlassen werden können (Liegenschaftsüberein- 
kommen), ferner die Aufsichts- und Mitwirkungs- 
pflichten der Entsendestaaten gegenüber den von 
ihnen entsandten Angehörigen der NATO-Haupt- 
quartiere. 

Der Auswärtige Ausschuß begrüßt es, daß durch 
das vorliegende Vertragswerk ein langdauernder 
rechtlicher Schwebezustand hinsichtlich der NATO- 
Hauptquartiere in befriedigender Weise beendigt 
wird. Der Ausschuß hat daher der Vorlage einmütig 
zugestimmt. Die vorgeschlagene Änderung in Ar- 
tikel 7 des Ratifizierungsgesetzes geht auf die 
Stellungnahme des Bundesrates zurück. 


Bonn, den 25. Juni 1969 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4255 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß in Artikel 7 des Ent- 
wurfs des Ratifizierungsgesetzes nach dem Wort 
„Rechtsverordnung“ die Worte „mit Zustimmung 
des Bundesrates“ eingefügt werden. 


Bonn, den 25. Juni 1969 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 



